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Massnahmenpaket Lehrpersonenmangel: Teilrevision Personal- und Besoldungsgesetz für die
Lehrpersonen an der Volksschule
Bericht und Vorlage an den Kantonsrat

1. Übersicht

Aufgrund diverser Rückmeldungen aus dem Schulumfeld, dass die Rekrutierungssituation für
Lehrpersonen zunehmend schwieriger werde, hat der Erziehungsrat im Juni 2022 eine Projekt-
gruppe zum Thema Lehrpersonenmangel eingesetzt. Die aus Vertretungen des Verbands Schwyzer
Gemeinden und Bezirke (vszgb), des Verbands Lehrerinnen und Lehrer Kanton Schwyz (LSZ), des
Verbands Schulleiterinnen und Schulleiter Schwyz (VSLSZ), des kantonalen Gewerbeverbands
(KSGV), der Pädagogischen Hochschule Schwyz (PHSZ) und des Amts für Volksschulen und
Sport (AVS) zusammengesetzte Gruppe wurde beauftragt, einen Bericht zu möglichen Massnah-
men zur Eindämmung des Lehrpersonenmangels sowie zur Attraktivierung des Lehrberufs zu erar-
beiten.

Im Februar 2023 beschloss der Erziehungsrat, dass der Bericht mit einer flächendeckenden Be-
fragung aller Lehrpersonen der Volksschule im Kanton Schwyz zu ergänzen sei, bei welcher insbe-
sondere die Belastungssituation der Lehrpersonen detailliert zu erfragen sei. Im Dezember 2023
wurden dem Erziehungsrat die zentralen Ergebnisse der durch die Firma ValueQuest durchgeführ-
ten Lehrpersonenbefragung zur Kenntnis gebracht und der Erziehungsrat diskutierte, ergänzte,
priorisierte und beurteilte anlässlich einer Klausur im Januar 2024 mögliche Massnahmen zur
Bekämpfung des Lehrpersonenmangels bzw. zur Attraktivierung des Lehrberufs.

An seiner Sitzung vom 15. Februar 2024 hat der Erziehungsrat basierend auf diesen Bericht und
die erfolgten Analysen und Auswertungen ein Massnahmenpaket geschnürt, mit welchem die
Problematik des Lehrpersonenmangels, bzw. der mangelnden Attraktivität des Lehrberufs mög-
lichst nachhaltig angegangen werden soll. Das Paket beinhaltet verschiedene Massnahmen, die
zum Teil in der Kompetenz des Erziehungsrates, teilweise in derjenigen des Regierungsrates und
bezüglich Anpassung des Personal- und Besoldungsgesetzes für die Lehrpersonen an der Volks-
schule vom 27. Juni 2002 (PGL, SRSZ 612.110) in der Kompetenz des Kantonsrates liegen.
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Aufgrund der zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhänge hat der Regierungsrat in der Folge be-
schlossen, die in seiner Kompetenz liegenden Massnahmen nicht losgelöst vom Gesamtpaket um-
zusetzen, sondern dieses so aufzubereiten, dass darüber gesamthaft ein Vernehmlassungs- bzw.
Anhörungsverfahren stattfinden kann. Nachdem die Schulträger zu 50 Prozent von allfälligen
Mehrkosten aus dem Gesamtpaket (mit-) betroffen sein werden, sollen sie auch umfassend in den
Prozess einbezogen werden.

Vorliegender Bericht und Vorlage beinhaltet die aus dem Massnahmenpaket abgeleiteten Anpas-
sungen auf Gesetzesstufe, die einer Vernehmlassung unterzogen werden. Parallel dazu findet für
die vorgeschlagenen Anpassungen auf Stufe Verordnung ein erweitertes Anhörungsverfahren statt.

2. Das Massnahmenpaket als Ganzes in der Übersicht

Im Sinne einer einleitenden Übersicht über das vom Erziehungsrat erarbeitete Massnahmenpaket
als Ganzes werden nachstehend die einzelnen Massnahmenvorschläge aufgeschlüsselt nach Zu-
ständigkeit summarisch aufgeführt. In der Tabelle werden der frühestmögliche Zeitpunkt der Um-
setzung sowie die mit der Massnahme verbundenen mutmasslichen Kosten (in der Regel jährliche
Kosten) aufgezeigt. Die Massnahmen, die Anpassungen auf Gesetzesstufe nach sich ziehen, wer-
den anschliessend in den Kapiteln 3 und 5 näher beschrieben bzw. konkretisiert.

2.1 Massnahmen in der Kompetenz des Erziehungsrates

Massnahme Umsetzung Kosten in Fr. 1

Reformstopp Erziehungsrat; Moratorium für 12 Monate ab sofort keine
Befristete Lehrbewilligungen unbeschränkt bis 31.7.2029 ab sofort keine
Weiterführung Starter-Kit an der PHSZ bis Sommer 2028 laufend 40 000.--
Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Prüfung einer Reduk-
tion der administrativen Aufwände von Lehrpersonen und
Schulleitungen

ab sofort keine

Einsetzung einer Arbeitsgruppe AVS/PHSZ mit dem Ziel,
mehr Studienabgänger in den Beruf zu bringen

ab sofort keine

Recht auf schulinternes Mentorat für Junglehrpersonen ab sofort keine
Prüfung des Vorhabens, Französisch als 2. Fremdsprache
auf den Zyklus 3 zu verschieben

noch offen noch offen

1 Kosten, die durch den Kanton zu tragen sind.

2.2 Massnahmen in der Kompetenz des Regierungsrates

Massnahme Umsetzung Kosten in Fr. 2

Entlastung Klassenlehrpersonen durch eine zusätzliche
Entlastungslektion auf allen Stufen (Teilrevision PVL)

SJ 2025/26 ca. 4.5 Mio.

Erhöhung Besprechungszeit für Fachpersonen der Integrati-
ven Förderung (grundsätzlich 2 Lektionen bei Vollpensum;
Teilrevision PVL)

SJ 2025/26 ca. 540 000.--

Ermöglichen von Förderklassen (Mischformen von Klein-
klassen) unter Erhöhung der Pool-Ressourcen für die integ-
rative Förderung für Schulträger, die Förderklassen führen
(Teilrevision VSV)

ab SJ
2025/26

max. 5.8 Mio. 3

2 Gesamtkosten; anfallend je hälftig beim Kanton und den Schulträgern, inkl. Sozialleistungen des Arbeitgebers im Umfang von 21.5 %.
3 In Abhängigkeit von der effektiven Nutzung der Möglichkeit; angegebene Kosten entsprechen denjenigen bei flächendeckender Aus-
schöpfung, inkl. Sozialleistungen des Arbeitgebers im Umfang von 21.5 %.
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2.3 Massnahmen in der Kompetenz des Kantonsrates

Massnahme Umsetzung Kosten in Fr. 2

Vorverlegung des Kündigungstermins auf den 31. Januar
per Ende Schuljahr (Teilrevision PGL)

1.1.2026 keine

Gestaffelte Lohnerhöhung für Lehrpersonen, welche mit
Pensen zwischen 70 – 100 % angestellt sind
(Teilrevision PGL) 4

1.1.2026 ca. 2.6 Mio.

2 Gesamtkosten; anfallend je hälftig beim Kanton und den Schulträgern, inkl. Sozialleistungen des Arbeitgebers im Umfang von 21.5 %.
4 Umsetzung der Massnahme vom Beschluss des Erziehungsrates abweichend.

Zusätzlich zum vom Erziehungsrat erarbeiteten Massnahmenpaket schlägt der Regierungsrat eine
Variante zur Lohnanpassung auf Stufe PGL (vgl. dazu Ziffer 3.3.2) bzw. weitere Anpassungen auf
Stufe Vollzugsverordnung vor.

3. Revisionsziele und Grundzüge der Vorlage

3.1 Vorverlegung des Kündigungstermins

Ein aktueller Nachteil für die Schulträger des Kantons Schwyz besteht darin, dass der Kündi-
gungstermin auf Ende Schuljahr für Lehrpersonen im Kanton Schwyz auf den 31. März des lau-
fenden Schuljahres festgelegt ist. Zug als Nachbarkanton hat diesen Termin auf den 31. Januar
gelegt und hat somit bei Kündigungen während des laufenden Schuljahres den Vorteil, offene
Stellen im Hinblick auf das nächste Schuljahr früher ausschreiben zu können. Damit auch die
Schulen im Kanton Schwyz frühzeitig auf Kündigungen reagieren können, soll die Kündigungs-
frist für die beiden jährlichen Kündigungstermine von aktuell vier auf neu sechs Monate festge-
legt und die Termine vorverlegt werden. Aus dieser Massnahme erwachsen keine Kostenfolgen.

3.2 Anpassungen aufgrund der Teilrevision Personalgesetz (Nachvollzug)

Im Rahmen der im Jahre 2022 beschlossenen Teilrevision des kantonalen Personalgesetzes vom
26. Juni 1991 (PG, SRSZ 145.110) wurden einzelne Auswirkungen daraus in den Bestimmun-
gen im PGL nicht korrekt umgesetzt. Betroffen davon sind die Ausführungen zur AHV-Ersatzrente
(§ 17 PGL), die bei den Lehrpersonen der Volksschule nicht durch den Regierungsrat, sondern
durch die jeweilige Anstellungsbehörde zu gewähren ist. Zudem hat sich die Höhe der AHV-Er-
satzrente nach dem durchschnittlichen Beschäftigungsgrad beim jeweiligen Schulträger und
nicht beim Kanton zu richten, ist doch der Kanton für Lehrpersonen der Volksschule gar nicht An-
stellungsbehörde.
Weiter ist in § 46 PGL auch der bisherige Begriff der «Überbrückungsrente» durch die neue Be-
zeichnung «AHV-Ersatzrente» abzulösen.

Auf eine Anpassung von § 42 PGL (Treueprämie wie bei Mitarbeitenden der kantonalen Verwal-
tung erst bei Erfüllung des zehnten Dienstjahres) wird vorliegend explizit verzichtet. Während
kantonale Angestellte häufig Funktionswechsel innerhalb der Verwaltung machen (ohne Auswir-
kung auf die Anstellungsdauer), erfolgt dies bei den Lehrpersonen meist durch den Wechsel der
Schule bzw. des Schulträgers, womit die Berechnung ihrer Anstellungsdauer wieder von Neuem
beginnt. Insofern ist im Bereich der kantonalen Verwaltung das zehnte Beschäftigungsjahr einfa-
cher zu erreichen als für Lehrpersonen, woraus sich die Berechtigung für eine abweichende Rege-
lung ergibt.
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3.3 Anpassung der Entlöhnung

Im Bereich der Entlöhnung unterbreitet der Regierungsrat zwei alternative Massnahmen, die zur
Attraktivierung des Lehrberufs beitragen sollen. Dem Vorschlag des Erziehungsrates – einer in Ab-
hängigkeit des geleisteten Pensums gestaffelten Lohnerhöhung – wird alternativ die Anhebung
der Einstiegslöhne bei abgeflachtem Lohnanstieg gegenübergestellt. Es ergeben sich somit für die
Teilrevision des PGL zwei Varianten, die einander im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens ge-
genübergestellt werden sollen.

3.3.1 Variante 1: Gestaffelte Lohnerhöhung in Abhängigkeit vom Pensum

Eine häufig genannte Massnahme gegen den Lehrpersonenmangel ist die Lohnerhöhung. Die
letzte (Real-) Lohnerhöhung bei den Volksschullehrpersonen ist über 20 Jahre her (mit Ausnahme
des Lohns für Kindergartenlehrpersonen, der per 1. Januar 2022 auf das Niveau von Primarlehr-
personen angehoben wurde). Im Vergleich mit den umliegenden Kantonen zeigt sich, dass der
Kanton Schwyz im Durchschnitt hinter den angrenzenden Kantonen Zürich, Zug, Luzern, St. Gal-
len und Glarus steht. Die Verbände LSZ und VSLSZ haben mit ihrer am 21. Februar 2024 über-
reichten Petition ebenfalls gefordert, die Löhne der Volksschullehrpersonen im Kanton Schwyz
anzuheben, damit der Kanton wieder konkurrenzfähig wird.

Der Erziehungsrat hat sich intensiv mit dem Lohn der Volksschullehrpersonen auseinandergesetzt
und kommt zum Schluss, dass anstelle einer flächendeckenden Lohnerhöhung für alle insbeson-
dere Lehrpersonen, die hohe Pensen übernehmen, von einer Lohnerhöhung profitieren sollen. Er
schlägt dazu eine gestaffelte Erhöhung zwischen eins und vier Prozent für Lehrpersonen vor, die
in einem Pensum von 70 % und mehr tätig sind. Das soll bewirken, dass Lehrpersonen vermehrt
von den Teilpensen wegkommen oder zumindest einen Anreiz erhalten, höhere Unterrichtspensen
zu übernehmen.

In Abweichung vom Antrag des Erziehungsrates schlägt der Regierungsrat aus Praktikabilitäts-
gründen vor, die gestaffelte Lohnerhöhung nicht bei Erreichen eines fixen Pensums
(70/80/90/100 %) zu gewähren. Stattdessen soll die Staffelung innerhalb einer Bandbreite erfol-
gen. Zudem soll die gestaffelte Lohnerhöhung zwei bis vier Prozent betragen. Lehrpersonen mit
einem Pensum zwischen 70 und 80 % sollen somit eine Lohnzulage von 2 %, solche mit einem
Pensum zwischen 81 und 90 % eine Zulage von 3 % bzw. zwischen 91 und 100 % eine Zulage
von 4 % erhalten. Mit dieser Anpassung kann auch dem Umstand besser Rechnung getragen wer-
den, dass die Anstellung von Lehrpersonen meist innerhalb von Flexibilität bietenden Bandbrei-
ten erfolgt.

Gemäss Lehrpersonenstatistik 2023/24 kann davon ausgegangen werden, dass zirka 1000 Lehr-
personen (von deren total 1979) im besagten Umfang beschäftigt und somit von der Neuregelung
betroffen sind. Bei der progressiven Ausgestaltung zwischen zwei und vier Prozent Erhöhung ist
inklusive Sozialleistungen der Arbeitgeber mit Gesamtkosten von rund 2.6 Mio. Franken zu rech-
nen. Diese sind je hälftig durch den Kanton bzw. die Schulträger zu tragen.

3.3.2 Variante 2: Anhebung der Einstiegslöhne bei abgeflachtem Lohnanstieg

Treten Lehrpersonen altersbedingt in den Ruhestand, so sind sie in aller Regel durch neue, junge
Lehrpersonen zu ersetzen. Ein Grossteil dieser jungen Lehrpersonen wird direkt im Anschluss an
das Studium an einer Pädagogischen Hochschule rekrutiert, welches grundsätzlich die Anstellung
in allen Kantonen der Schweiz erlaubt. Wie die jährlich durchgeführte Lohndatenerhebung der
Lehrkräfte der Deutschschweizer Kantone (Auswertung 2024) zeigt, liegt der Kanton Schwyz be-
züglich der Einstiegslöhne deutlich hinter den angrenzenden Kantonen Zürich, St. Gallen, Lu-
zern, Zug und auch Glarus (in absteigender Reihenfolge) zurück.
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Bezogen auf den Einstiegslohn einer Primarlehrperson präsentiert sich die Situation im laufenden
Kalenderjahr wie folgt:

Kanton: Vollpensum: Einstiegslohn: Differenz zum Kanton Schwyz:
Zürich 27.3 Lektionen 97 839.-- 19 318.--
St. Gallen 28 Lektionen 84 023.-- 5502.--
Luzern 29 Lektionen 82 650.-- 4129.--
Zug 30 Lektionen1) 81 225.-- 2704.--
Glarus 30 Lektionen 79 560.-- 1039.--
Schwyz 29 Lektionen 78 521.-- -
Uri 29 Lektionen 77 757.-- - 764.--
Nidwalden 29 Lektionen 75 933.-- - 2588.--
Obwalden 29 Lektionen 75 270.-- - 3251.--

1) Frühzeitige Altersentlastung bereits ab 45 Jahren

Aufgrund dieser grossen Lohndifferenz, insbesondere zum Kanton Zürich, ist es naheliegend,
dass sich junge, frisch von der Ausbildung herkommende Lehrpersonen vielfach ungeachtet der
übrigen Rahmenbedingungen für eine Anstellung in Kantonen mit höheren Einstiegslöhnen an-
stelle einer solchen im Kanton Schwyz entscheiden. D.h. im Wettbewerb um Studienabgänger
weist der Kanton Schwyz und im Besonderen der Raum Ausserschwyz klar einen Wettbewerbs-
nachteil auf.

Um diesen Wettbewerbsnachteil zu beseitigen, schlägt der Regierungsrat vor, den im PGL gere-
gelten Jahreslohn sowie den Lohnanstieg wie folgt neu zu regeln:
- Wie bis anhin soll der Lohnanstieg vom Minimum zum Maximum in insgesamt 18 Lohnstufen

erfolgen. Unverändert soll dies bis und mit dem 15. Dienstjahr jährlich, und anschliessend pe-
riodisch im 18., 21., 24. und 27. Dienstjahr geschehen.

- Anstelle des Anstiegs von 3 Prozent von einer Lohnstufe zur anderen soll der Einstiegslohn so
erhöht werden, dass danach bei einem jährlichen Anstieg von jeweils 2 Prozent bis zum 15.
Dienstjahr der gleiche Lohn wie aktuell erreicht wird. Die Lohnanstiege in den Dienstjahren
18, 21, 24 und 27 sollen unverändert bei 3 Prozent verbleiben, sodass der identische Maxi-
mallohn wie heute resultiert.

Mit diesem Vorschlag würde der Minimallohn einer Primarlehrperson im Kanton Schwyz auf den
neuen Wert von Fr. 87 109.-- ansteigen, womit die Wettbewerbssituation gemäss obenstehender
Tabelle deutlich verbessert werden könnte. Auf den Maximallohn hätte dies keinen Einfluss; bei
diesem bliebe der Kanton Schwyz gegenüber den Kantonen Zürich, Zug, St. Gallen und Luzern
noch immer zurück. Aufgrund der im Alter eher abnehmenden Mobilität der Arbeitnehmenden
stellt dies jedoch gegenüber der grossen Differenz bei den Einstiegslöhnen ein deutlich geringeres
Problem dar.

Unter der Annahme, dass jährlich rund 40 Vollzeitstellen an den Schwyzer Volksschulen durch
Neueinstellungen und somit durch Junglehrpersonen zu ersetzen sind, resultieren aus dieser Er-
höhung insgesamt Kosten von ca. 3.3 Mio. Franken, die je hälftig durch den Kanton bzw. die
Schulträger zu tragen sind.

4. Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens

5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen
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§ 11 Abs. 1 und 2
Die Kündigungsfrist von unbefristeten Arbeitsverhältnissen wird von bisher vier auf neu sechs Mo-
nate ausgedehnt. Es bestehen weiterhin zwei Kündigungstermine, diese werden zeitlich jedoch
vorverschoben, auf 31. Januar und 31. Juli. Zudem wird den Schulträgern neu die Möglichkeit
eingeräumt, bei befristeten Arbeitsverhältnissen eine der Vertragsdauer angemessene Kündigungs-
frist vorzusehen. Bei einer Jahresstellvertretung wird diese ein bis zwei Monate sein. Wird keine
Kündigungsfrist festgelegt oder wird nicht gekündigt, endigt das befristete Arbeitsverhältnis mit
Ablauf der Vertragsdauer.

§ 17 Abs. 1 und 3
Es werden im Rahmen der Teilrevision des PG nicht korrekt übernommene Anpassungen korri-
giert. Für die Gewährung einer AHV-Ersatzrente für Lehrpersonen der Volksschule liegt die Zu-
ständigkeit bei der Anstellungsbehörde sowie richtet sich die Höhe der AHV-Ersatzrente nach
dem durchschnittlichen Beschäftigungsgrad beim Schulträger während der letzten zehn Jahre vor
der Pensionierung.

Variante 1
§ 35 Abs. 1 bis 4 (neu)
Die Lohnansätze werden in Absatz 1 dem aktuellen Landesindex der Konsumentenpreise von
166.5 Punkte, der in Absatz 4 geregelt ist, angepasst. Um einen Anreiz zu höheren Pensen zu
schaffen bzw. um Leistungsträger im System Schule zu honorieren, wird eine je nach Beschäfti-
gungsgrad abgestufte Erhöhung im Umfang von zwei bis vier Prozent auf den nach Dienstjahr be-
rechneten ordentlichen Lohn gerechnet.

Beispiele:
Lehrperson 80 % im 10. Dienstjahr:
Lohn gemäss Lohntabelle 2024:   Erhöhung    Jahreslohn neu
79 778     2 %     81 374

Lehrperson 100 % im 10. Dienstjahr
Lohn gemäss Lohntabelle 2024:   Erhöhung   Jahreslohn neu
99 723     4 %    103 712

Der bisherige Absatz 2 wird somit neu zu Absatz 3. Zudem werden die Lohnansätze auf den aktu-
ellen Landesindex der Konsumentenpreise von 166.5 Punkte nachgeführt.

Variante 2
§ 35 Abs. 1 und 3
Der Minimallohn der verschiedenen Lehrerkategorien wird je so erhöht, dass mit dem 14-maligen
jährlichen Lohnanstieg um je 2 Prozent im 15. Dienstjahr der identische Lohn wie mit der aktuel-
len Lohntabelle resultiert. Durch diese deutliche Anhebung der Minimum-Löhne kann die diesbe-
zügliche Wettbewerbssituation des Kantons Schwyz merklich verbessert werden.

Zudem werden die Lohnansätze auf den aktuellen Landesindex der Konsumentenpreise von
166.5 Punkte nachgeführt.

§ 36 Abs. 1
Der Lohnanstieg gemäss Abs. 1 wird neu definiert. Die insgesamt unverändert 18 Lohnstufen
werden in den ersten vierzehn Jahren je mit einem Anstieg um 2 Prozent, die nachfolgenden mit
einem Anstieg von je 3 Prozent erreicht. Damit wird bei höherem Minimum das gegenüber heute
unveränderte Maximum erreicht.

§ 46



RRB Nr. - 7/8 -

Der Begriff der Überbrückungsrente, die es nicht mehr gibt, wird ersetzt mit der neu geregelten
AHV-Ersatzrente, die möglich ist, wenn eine Lehrperson vorzeitig in den Ruhestand versetzt wird.
Weiterhin kommen die Schulträger natürlich für die Überbrückungsrenten auf, die gemäss Über-
gangsbestimmung § 51a noch ausgerichtet werden, und haben diese entsprechend auszurichten.

6. Auswirkungen

6.1 Finanzielle Auswirkungen
Die finanziellen Auswirkungen unterscheiden sich je nach gewählter Variante der Anpassung der
Entlöhnung. Während bei der Variante 1 des Erziehungsrates mit Kosten in der Grössenordnung
von rund 2.6 Mio. Franken zu rechnen ist, betragen die Kosten der Variante 2 rund 3.3 Mio.
Franken. Diese Kosten sind je hälftig durch den Kanton bzw. die Schulträger zu tragen.

6.2 Personelle Auswirkungen

Dank dem Anreiz zur (finanziellen) Förderung von höheren Pensen in der Variante 1 bzw. der Ver-
besserung der Wettbewerbssituation für Berufseinsteiger in der Variante 2 kann davon ausgegan-
gen werden, dass die Rekrutierung bzw. Besetzung der benötigten Lehrpersonenstellen künftig
den Schulträgern leichter fallen wird. Auf den Personalbedarf per se haben beide Varianten kei-
nen Einfluss.

6.3 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Es ist mit keinen unmittelbaren Auswirkungen auf die Wirtschaft zu rechnen.

6.4 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Mit der Verbesserung der Attraktivität des Lehrberufs im Kanton Schwyz kann die Erfüllung des
wichtigen Bildungsauftrags für Kinder und Jugendliche sichergestellt werden.

6.5 Auswirkungen auf die Bezirke und Gemeinden

Die Bezirke und Gemeinden und Schulträger haben gemäss Kostenteiler für die Volksschule 50
Prozent der mit den vorgeschlagenen Massnahmen verbundenen Mehrkosten zu tragen. Im Ge-
genzug kann davon ausgegangen werden, dass sie künftig als Anstellungsbehörde ihre notwendi-
gen Lehrpersonenpensen einfacher und auch (qualitativ) besser besetzen können.

7. Behandlung im Kantonsrat und Referendum

7.1 Ausgabenbremse

Beim vorliegenden Beschluss handelt es sich nicht um eine Ausgabenbewilligung. Für die
Schlussabstimmung gilt das einfache Mehr gemäss § 87 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Kan-
tonsrates vom 17. April 2019 (GOKR; SRSZ 142.110).

7.2 Referendum

Gemäss §§ 34 Abs. 2 und 35 der Kantonsverfassung vom 24. November 2010 (KV,
SRSZ 100.100) unterstehen:
a) Erlass, Änderung und Aufhebung von Gesetzen;
b) internationale und interkantonale Vereinbarungen mit Gesetzesrang;
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c) Ausgabenbeschlüsse über neue einmalige Ausgaben von mehr als 5 Mio. Franken und Ausga-
benbeschlüsse über neue jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als Fr. 500 000.--;

dem obligatorischen oder fakultativen Referendum.

Der vorliegende Beschluss hat den Erlass oder die Änderung oder Aufhebung eines Gesetzes zum
Gegenstand und unterliegt somit bei Zustimmung von weniger als drei Viertel der an der Schluss-
abstimmung teilnehmenden Mitglieder des Kantonsrates, dem obligatorischen oder bei Zustim-
mung von drei Viertel und mehr der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder des Kantonsra-
tes, dem fakultativen Referendum.

Beschluss des Regierungsrates

1. Dem Kantonsrat wird beantragt, die beiliegende Vorlage anzunehmen.

2. Zustellung: Mitglieder des Kantonsrates.

3. Zustellung elektronisch: Mitglieder des Regierungsrates; Staatsschreiber; Sekretariat
des Kantonsrates; Kommunikation; Bildungsdepartement; Amt für Volksschulen und Sport.

Im Namen des Regierungsrates:

Dr. Mathias E. Brun
Staatsschreiber


